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DRITTER TEIL: Berufsordnung 

 
§ 17 Berufspflichten 

 

(1) Die Berufsangehörigen und Berufsgesellschaften sind verpflichtet, ihren Beruf gewissenhaft und 
unter Beachtung des Rechts auszuüben, dem ihnen im Zusammenhang mit dem Beruf entgegen-
gebrachten Vertrauen zu entsprechen und zu unterlassen, was dem Ansehen des Berufsstandes 
schaden kann. Sie sind insbesondere verpflichtet, 
 

1. die für die Berufsausübung geltenden Rechtsvorschriften und technischen Regeln zu be-
achten, 

 
2. sich gegenüber berufsangehörigen Personen und Berufsgesellschaften und deren Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern sowie in der Zusammenarbeit mit Angehörigen anderer Berufe 

kollegial zu verhalten, 
 
3. sich der Teilnahme an Wettbewerben zu enthalten, die durch ihre Verfahrensbedingungen 

einen lauteren Leistungsvergleich oder die Belange der Ausloberinnen und Auslober, 
Bewerberinnen und Bewerber sowie Teilnehmerinnen und Teilnehmer in ausgewogener 

Weise nicht wahren, 
 
4. über ihre berufliche Tätigkeit, Person und Berufsgesellschaft nur sachlich zu informieren 

und anpreisende, aufdringliche, unlautere oder unsachliche Werbung zu unterlassen, 
 

5. Bauvorlagen nur zu unterzeichnen, die von ihnen selbst oder unter ihrer verantwortlichen 
Leitung verfasst wurden, oder in zulässiger Weise anzuerkennen, 

 
6. besonders als freie oder freischaffende Berufsangehörige oder Berufsgesellschaften ihre 

Unabhängigkeit und Eigenverantwortung gegenüber der Auftraggeberschaft und anderen 

Personen und Unternehmen zu wahren und wahren zu lassen, 
 
7. die berechtigten Interessen der Auftraggeberschaft und deren im Rahmen der Berufsaus-

übung bekannt gewordenen persönlichen und Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse zu 
wahren, 
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8. sich nach Maßgabe üblicher Versicherungsbedingungen ausreichend gegen Haftpflicht-
ansprüche zu versichern, die aus ihrer Berufsausübung herrühren können, und der Auf-

traggeberschaft gegenüber Auskunft über den Bestand, die Höhe und Ausschlüsse von 
Wagnissen der Berufshaftpflichtversicherung zu geben sowie ihre Obliegenheiten gegen-
über dem Versicherungsunternehmen zu erfüllen, soweit diese sich auf den Bestand und 
den Umfang der Deckung der Berufshaftpflichtversicherung auswirken können. 

 

(2) Ein außerhalb des Berufs liegendes Verhalten ist eine Verletzung der Berufspflichten, wenn es 
nach den Umständen des Einzelfalles in besonderem Maße geeignet ist, Achtung und Vertrauen 
in einer für die Ausübung der Berufstätigkeit oder für das Ansehen des Berufsstandes bedeutsa-
men Weise zu beeinträchtigen. 

 

(3) Die Mitglieder der Architekten- und Stadtplanerkammer sind verpflichtet, sich beruflich fortzubilden 
und die berufliche Fortbildung ihrer Beschäftigten sowie die berufspraktische Vorbereitung 
angehender berufsangehöriger Personen zu fördern. Weiteres kann die Architekten- und Stadt-
planerkammer bestimmen, soweit dazu keine Rechtsverordnung besteht. 

 

(4) Die Mitglieder und bei Berufsgesellschaften deren Geschäftsführer haben auf schriftliche Einladung 
zu einem von der Architekten- und Stadtplanerkammer oder von ihr eingesetzten Einrichtung 
anberaumten Schlichtungsverfahren persönlich zu erscheinen. 

 
(5) Die Architekten- und Stadtplanerkammer kann Richtlinien zu den Berufspflichten erlassen. 

 
 
§ 18 Berufsordnungsverfahren 

 
(1) Die schuldhafte Verletzung der Berufspflichten wird in einem förmlichen Berufsordnungsverfahren 

(Ehrenverfahren) der Architekten- und Stadtplanerkammer geahndet. Die Zuständigkeit anderer 
berufsständischer Kammern und der Berufsgerichte bleibt unberührt. 

 
(2) Ausgeschlossen sind Verfahren 

 

1. wegen politischer, wissenschaftlicher, künstlerischer oder religiöser Ansichten und Hand-
lungen; 

 
2. gegen Personen in einem öffentlichen Dienst-, Anstellungs- oder Amtsverhältnis und Per-

sonen, die als Beliehene oder Verpflichtete öffentliche Aufgaben wahrnehmen, hinsichtlich 

ihrer hieraus sich ergebenden Tätigkeit; 
 
3. gegen Berufsangehörige, die ausschließlich Pflichtmitglied der Ingenieurkammer Hessen 

sind, und Berufsgesellschaften mit ausschließlich ihr als Pflichtmitglied angehörenden 
Gesellschafterinnen und Gesellschaftern. 

 
(3) Einen Antrag auf Einleitung eines Berufsordnungsverfahrens kann stellen 

 
1. die betroffene Person oder Berufsgesellschaft gegen sich selbst, 
 

2. die Präsidentin oder der Präsident nach pflichtgemäßem Ermessen. 
 

(4) Ein eingeleitetes Berufsordnungsverfahren kann auch dann fortgeführt werden, wenn das Mitglied 
aus der Architekten- und Stadtplanerkammer ausgetreten ist und eine Berufspflichtverletzung 
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vorliegt, bei der wesentlich mit einer Maßnahme nach Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 bis 6 geahndet wird. Es 
ist bis zur Beendigung eines Strafverfahrens auszusetzen, wenn wegen desselben Sachverhaltes 

öffentliche Klage im strafgerichtlichen Verfahren erhoben worden ist. Die tatsächlichen 
Feststellungen des Urteils im strafgerichtlichen Verfahren sind für ein Berufsordnungsverfahren 
bindend. Ist eine Person in einem strafgerichtlichen Verfahren freigesprochen worden oder wurde 
das strafgerichtliche Verfahren eingestellt, kann wegen desselben Sachverhalts, der Gegenstand 
der Entscheidung war, ein Berufsordnungsverfahren nur eingeleitet oder fortgesetzt werden, wenn 

dieser Sachverhalt, ohne den Tatbestand eines Strafgesetzes zu erfüllen, eine Verletzung von 
Berufspflichten darstellt. 

 
(5) Abs. 4 gilt entsprechend, wenn ein Disziplinarverfahren wegen desselben Sachverhaltes eingelei-

tet wurde oder ein Straf-, Disziplinar-, Ehrenverfahren oder Berufsordnungsverfahren bei einer 

anderen berufsständischen Kammer eines Bundeslandes oder nach dem Recht eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines nach dem Recht der Europäischen Union 
gleichgestellten anderen Staates anhängig ist oder rechtskräftig abgeschlossen wurde. 

 
(6) In einem Berufsordnungsverfahren kann erkannt werden auf 

 
1. einen schriftlichen Verweis, 
 
2. eine Geldauflage bis zu 25 000 Euro bei berufsangehörigen Personen und 50 000 Euro 

bei Berufsgesellschaften, 

 
3. Verlust der Fähigkeit, Ämter in der Architekten- und Stadtplanerkammer und ihren Ein-

richtungen und Ausschüssen zu bekleiden, 
 
4. Aberkennung des Wahlrechts und der Wählbarkeit zu den Organen, Einrichtungen und 

Ausschüssen der Architekten- und Stadtplanerkammer für eine Dauer von bis zu fünf 
Jahren, 

 
5. Löschung der Eintragung in dem Berufsverzeichnis, 
 

6. Untersagung der Führung der Berufsbezeichnung bei Berufsgesellschaften mit Ausnahme 
von Partnerschaften. 

 
In den Fällen des Satz 1 Nr. 3 bis 6 ist ein Zeitraum von wenigstens einem und höchstens sieben 
Jahren zu bestimmen, innerhalb dessen die Folgen der Entscheidung fortbestehen. Bei einer 

Maßnahme nach Satz 1 Nr. 1 und 3 bis 6 kann zugleich auf eine Maßnahme nach Satz 1 Nr. 2 
erkannt werden. Eine Maßnahme nach Satz 1 Nr. 4 schließt die Folge einer Maßnahme nach Satz 
1 Nr. 3 ein. 

 
(7) Sind seit der Verletzung der Berufspflicht mehr als fünf Jahre verstrichen, so sind Maßnahmen 

nicht mehr zulässig. Verstößt die Tat auch gegen ein Strafgesetz, so endet die Frist nicht vor der 
Verjährung der Strafverfolgung. Ist vor Ablauf der Frist ein Berufsordnungsverfahren oder ein 
Strafverfahren eingeleitet worden, so ist die Frist für die Dauer des Verfahrens gehemmt. Für den 
Beginn, das Ruhen und die Unterbrechung der Verjährung gelten die §§ 78a bis 78c des Strafge-
setzbuches entsprechend. 

 
(8) Geldauflagen fließen der Architekten- und Stadtplanerkammer zu. 
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(9) Die Präsidentin oder der Präsident kann bei einem minder schweren Verstoß gegen Berufspflichten 
eine schriftliche Rüge erteilen. Mit der Rüge sind weitere Berufsordnungsmaßnahmen wegen des 

der Rüge zugrunde gelegten Sachverhaltes ausgeschlossen. 
 
(10) Alle personenbezogenen Daten zu einem Berufsordnungsverfahren und einer Rüge sind fünf Jahre 

nach Bestandskraft oder Einstellung oder darüber hinausgehend nach dem zeitlichen Ablauf der 
Vollstreckung oder der erkannten Maßnahme zu löschen. Das gilt auch bei Berufsgesellschaften. 

 


